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in dem Rechtsstreit
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Justizangestellter 
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Beklagten und Revisionaklägers,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br.

gegen

die Firma Ludwig Schiffahrt

Klägerin und Revisionobeklagte,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt
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Der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 21. November 1966 unter Mitwir­
kung der Bundesrichter Dr. Kuhn, Dr. Nörr, Lieseckc, Dr. 
Schulze und Stimpel

für Hecht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Ur­
teil des Rheinschiffahrtsobergerichts in 
Köln vom 16. Oktober 1964 wird auf Kosten 
des Beklagten zurückgewiesen.

Von Rechts wegen 

Tatbestand:

Am 6. März 1962 stieß das TMS ’’Margarethe1* der Klägerin 
oberhalb von Himmelgeist bei Rhkm 728,5 mit dem MS ’’Rügen” 
des Beklagten zusammen. TMS ’’Margarethe” fuhr zu Tal und dreh­
te, nachdem es einen zu Berg kommenden Damco-Schleppzug 
Steuerbord an Steuerbord passiert hatte, wegen zunehmenden 
Nebels über Steuerbord auf. Dabei kollidierte es fast quer- 
liegend in nächster Nähe der rechtsrheinischen Kribben mit 
dem hinter dem Damco-Zug zu Berg kommenden und nach Backbord 
ausweichenden MS ’’Rügen”, das von dem Beklagten selbst ge­
führt wurde. ’’Rügen” traf mit seinem Bug ziemlich rechtwink­
lig auf das Vorderschiff des Tankmotorschiffs in Höhe von 
Raum 4 und 5* Beide Fahrzeuge wurden beschädigt.



Mit der Klage hat die Klägerin Schadensersatzansprüche 
in Höhe von 52.663,39 DM geltend gemacht.

Die Vorinstanzen haben gemeinsames Verschulden der bei­
den Schiffsbesatzungen angenommen. Das Rheinschiffahrtsge­
richt hat die Klage zu zwei Dritteln, das Rheinschiffahrts­
obergericht hat sie zur Hälfte dem Grunde nach für gerecht­
fertigt erklärt. Mit der Revision, um deren Zurückweisung 
die Klägerin bittet, will der Beklagte die Abweisung der 
Klage insoweit erreichen, als sie zu mehr als einem Vier­
tel dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt worden ist.

Ent s chei dung sgründ e:

Die Revision des Beklagten richtet sich lediglich ge­
gen die vom Berufungsgericht vorgenommene Schadensverteilung. 
Sie ist nicht begründet. I.

I. Im angefochtenen Urteil ist festgestellt, der Beklagte 
habe es bei seiner Bahrt zu Berg im Hebel entgegen den zwin­
genden Vorschriften der §§ 81 Nr. 1, 80 Nr. 1 Abs. 2 RhSchPVO 
unterlassen, Nebelsignale zu geben und einen Ausguck zu stel­
len. Beide Versäumnisse seien für den Zusammenstoß ursächlich 
gewesen, da man auf ’’Margarethe” Nebelsignale von MS ’’Rügen” 
gehört und ein Ausguck auf ’’Rügen” das erste Steuerbordauf- 
drehsignal von M S  ’’Margarethe” vernommen hätte und die 
Schiffsführungen dementsprechend sofort ihre nautischen Maß­
nahmen hätten treffen können, wodurch der Unfall vermieden 
worden wäre. Auch hätte man auf ’’Rügen”, als der l’alfahrer 
’’Margarethe” in Höhe des letzten Anhangkahnes des Damco-Zuges 
in einer Entfernung von 300 bis 400 m aufgetaucht sei, nicht
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nur sofort Schallsignal geben, sondern vorsorglich auch die 
Geschwindigkeit herabsetzen müssen, da man bei dem unsichti­
gen Weg damit habe rechnen müssen, daß der Talfahrer hinter 
dem Schleppzug aufdrehen werde. Bei Fahrtverminderung hätte 
der Zusammenstoß, wenn nicht gänzlich vermieden, so doch 
mindestens in seinen Folgen wesentlich abgeschwächt werden 
können.

Bas ursächliche Verschulden der Führung des Talfahrers 
"Margarethe" hat das Berufungsgericht darin gesehen, daß 
der Talfahrer (entgegen der Vorschrift des § 80 Nr. 2 RhSchPVO) 
seine Fahrt zu lange fortgesetzt habe und infolgedessen mit­
ten im Rhein praktisch ohne jede Orientierung nach rechts­
rheinisch aufgedreht habe, wo üblicherweise allein die Berg­
fahrt fahre, während die Talfahrt die linke Rheinseite be­
nutze. Als der Talfahrer die Spitze des Bamco-Zuges erreicht 
habe, hätte er aufdrehen müssen, und zwar nach dem linken 
Ufer, da in diesem Zeitpunkt die Gefahr der Fortsetzung der 
Fahrt eindeutig erkennbar gewesen sei und für den 67 m lan­
gen, starkmotorigen Talfahrer ein in jedem Falle zum Aufdre­
hen ausreichender Strombereich von mindestens 150 m Breite 
zur Verfügung gestanden habe.

Zur Schuldabwägung führt das Berufungsgericht aus, es 
könne im Ergebnis nicht festgestellt werden, daß Unfallur­
sächlichkeit und Schuld auf der einen oder anderen Seite 
erheblich überwögen.

II. Entgegen der Ansicht der Revision hat das Berufungsge­
richt bei seiner Schadensverteilung die Vorschrift des § 92 
BSchG in Verbindung mit § 736 HGB nicht verletzt. Insbeson­
dere liegt ein Rechtsfehler bei der Anwendung des § 736 Abs.
1 Satz 2 HGB nicht vor.
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1. Die Revision meint, die Versäumnisse der Rührung von 
''Bügen” seien hei weitem milder zu beurteilen, da auf "Rü­
gen” das für den Entgegenkommer gut erkennbare Blinklicht 
gesetzt gewesen sei. Dem kann nicht zugestimmt werden. Rach 
den Feststellungen im angefochtenen Urteil hat der Talfahrer 
etwa 150 bis 200 m vor dem Bergfahrer mit dem Auf drehen be­
gonnen, diesen aber erst in einer Entfernung von 100 m ge­
sehen, was daraus zu erklären sei, daß TMS "Margarethe” ge­
rade erst aus dem helleren Bereich oberhalb in die Zone 
stärkerer Unsichtigkeit eingetaucht gewesen sei-. Die Ansicht 
der Revision, der Talfahrer habe auf die kurze Entfernung 
von T50 bis 200 m das Blinklicht des Bergfahrers nicht über­
sehen können, beruht auf einer der Revision nicht zustehen­
den Beweiswürdigung.

2. Auch die Vorschrift des § 38 Er. 1 RhSchPVO ist im an­
gefochtenen Urteil entgegen der Ansicht der Revision nicht 
verletzt. Gegenüber dem aufdrehenden Talfahrer hat der Berg­
fahrer grundsätzlich kein Kursweisungsrecht; es ist § 46 und 
nicht § 38 RhSchPVO anzuwenden. Im übrigen konnte der Tal­
fahrer das Blinklicht des Bergfahrers deshalb nicht rechtzei­
tig erkennen, weil er die Fahrt in die Eebelwand hinein fort­
gesetzt hat. Das darin liegende Verschulden des Talfahrers 
hat das Berufungsgericht gewürdigt.

3. Die Revision will die zutreffende Ansicht des Berufungs­
gerichts, der Talfahrer hätte nach Backbord aufdrehen sollen, 
für den Beklagten ins Feld führen; sie meint, der Bergfahrer 
habe nicht damit rechnen können, daß der Talfahrer nach 
Steuerbord aufdrehen würde; der Führung von "Rügen” könne 
daher nicht vorgeworfen werden, daß sie beim Auftauchen des 
Talfahrers die Fahrtgeschwindigkeit nicht herabgesetzt habe.

A
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Auch dem kann nicht zugestimmt werden. Der Bergfahrer muß­
te unter den gegebenen Umständen damit rechnen, daß der Tal­
fahrer aufdrehen und dessen Aufdrehsignal auf ’’Bügen” nicht 
gehört werden würde, da kein Ausguck aufgestellt worden war. 
Er mußte auch, zumal er keine Hebelsignale gegeben hat, da­
mit rechnen, daß ihn der Talfahrer nicht rechtzeitig würde 
erkennen können- Weil der Talfahrer den Damco-Zug erst pas­
sieren ließ, lag es nicht fern, daß der Talfahrer in Bort- 
Setzung seines nautisch fehlerhaften Verhaltens möglicher- 
weise hinter dem Damco-Zug nach dem rechten Ufer aufdrehen 
würde. Die nautische Sorgfaltspflicht gebot es daher, beim 
Auftauchen des Talfahrers die Fahrgeschwindigkeit herabzu­
setzen.

III. Hiernach war die Bevision mit der Kostenfolge aus 
§ 97 ZPO zurückzuweisen.

Dr. Kuhn Dr. Hörr Liesecke

Dr. Schulze Stimpel
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